Deutsdier Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drudksadie 3554 


Der Bundesminister der Finanzen 
IV B/l-S 2118-45/57 


Bonn, den 4. Juni 1957 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutsdicn Bundestages 

Betr.: Aufwendungen für Modernisierungsarbeiten 

Bezug: Kleine Anfrage 353 der Abgeordneten Illerhaus, 
Schmücker, Stücklen und Genossen 
- Drucksache 3408 - 


Ich beantworte die oben bezeichnete Kleine Anfrage wie folgt: 

Die Frage, ob die Aufwendungen für die Umgestaltung und Moder- 
nisierung von Schaufensteranlagen und Ladeneingängen steuerlich 
sofort als Betriebsausgaben abgezogen werden können oder ob sie 
zu aktivieren und auf die Nutzungsdauer zu verteilen sind, hangt 
davon ab, ob Erhaltungsaufwand oder Hcrstellungsaufwand vorliegt. 
Erhaltungsaufwand ist bei einem Gebäude derjenige Aufwand, der 
dazu dient, das Gebäude im wesentlichen in seinem Bestand zu 
erhalten, Herstellungsaufwand ist gegeben, wenn das Gebäude in 
seiner Substanz vermehrt oder in seiner Wesensart oder in seinem 
Zustand wesentlich geändert wird (vgl. RFH-Urteil vom 17. April 
1940, RStBl. 1940 S. 675 und BFH-Urteil vom 9. Juli 1953, BStBl. 
1953 III S. 245). Der Erhaltungsaufwand kann steuerlich sofort 
abgesetzt werden, der Herstellungsaufwand ist dagegen regelmäßig 
zu aktivieren. 

Die Grenze zwischen Erhaltungsaufwand und Herstellungsaufwand 
ist flüssig. Der Bundesfinanzhof hat in dem Urteil vom 14. August 
1956 (BStBl. 1956 III S. 321) zu der Frage, ob die Kosten für einen 
Ladenumbau (Modernisierung) Erhaltungsaufwand oder Herstellungs- 
aufwand darstellen, wie folgt Stellung genommen: 

„Sachlich sind die Beteiligten bisher davon ausgegangen, daß die 
Kosten des Ladenumbaus als Herstellungsaufwand aktiviert und auf 
die Jahre der bet riebs gewöhnlichen Nutzungsdauer verteilt werden 
müßten. Diese Auffassung ist rechtlich einwandfrei. Ob Auf- 
wendungen für Ladenumbauten aktivierungspflichtiger Herstellungs- 
aufwand sind oder sofort abgeschrieben werden können, ist nadi 
den allgemeinen Grundsätzen der Entscheidungen des Bundesfinanz- 
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hofs IV 8/53 U vom 9. Juli 1953 (Slg. Bd. 57 S. 639, BStBl. 1953 
III S. 245) und I 111/54 U vom 31. Januar 1956 (Slg. Bd. 62 
S. 230, BStBl. 1956 III S. 86) unter Ziffer 2 zu beurteilen. Größere 
Aufwendungen für Ladenumbauten, die nicht regelmäßig wieder- 
kehren und die dem Betrieb für eine längere Zeit nützlich sind, 
müssen in Übereinstimmung mit der Verwaltungsübung (vgl. die 
Rundverfügungen der Oberfinanzdirektion Hannover vom 2. Juli 
1955, „Der Betrieb” 1955 S. 739, und der Oberfinanzdirektionen 
München und Nürnberg, „Der Betriebs- Berater“ 1956 S. 489) 
grundsätzlich als Herstellungsaufwand aktiviert werden. Daß 
es sidi um eine „Modernisierung” handelt, kann allein die so- 
fortige Abschreibung nicht rechtfertigen (vgl. dazu Streiber, „Der 
Betrieb“ 1955 S. 1148; George, „Der Betriebs-Berater“ 1956 S. 650). 
Alle Kosten, die bei einem wirtsdiaftlich einheitlichen Umbau anfallen, 
müssen auch einheitlich als Herstellungsaufwand behandelt werden. 
Es können nidit etwa bestimmte Teile der Aufwendungen ausgesondert 
und als Reparaturaufwand (Modernisierungsaufwand) sofort abgeschrie- 
ben werden (vgl. dazu das erwähnte Urteil des Senats I 176/54 U“). 

Der Bundesfinanzhof hat danach die in der Anfrage zitierten gleich- 
lautenden Verfügungen der Oberfinanzdirektionen vom 2. Juli 1955 
als mit der Rechtslage im Einklang stehend bestätigt. Auch die 
Ausführungen in den Einkommensteuer-Richtlinien (Abschnitt 157) 
über die Abgrenzung des Herstellungsaufwands von dem Erhaltungs- 
aufwand entsprechen der höchstrichterlichen Rechtsprechung. Ich 
sehe mich deshalb nicht veranlaßt, an die Herren Finanzminister 
(Finanzsenatoren) der Länder wegen einer Änderung der bczeichneten 
gleichlautenden Verfügungen der Oberfinanzdirektionen oder der 
Einkommensteuer-Richtlinien heranzutreten. 


Schaffer 



